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Einfi.ihrungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrens­
gesetzen, die Verualtunf,sverfahrensgesetze, das 
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Das Bundeskanzleramt hat mit Schreiben vom 10.3.1989 zur Zl. GZ 
601.8G1/1-V/1/89 den oban8ef~hrten Entwurf zur Begutachtung versandt. 
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ÖSTERREICHISCHER AUTOMOBIL-, MOTORRAD- UND TOURING CLUB 
1010 WIEN, SCHUBERTRING 1-3 

TELEFON (0222) 711 99 • 

STELLUNGNAlU1E 

zum Entwurf einer Novelle des EGVG, der VerHaltungsverfahrensgesetze , des V~vGG 

1985 und des VfGG. 

A) Zu den eingangs gestellten Fraßen: 

1. Instanzenmäßige Eingliederung: 

Prinzipiell sollten die Senate als zweite Instanz eingerichtet werden; es 

~väre nicht systet:Jkonform, im Kriminalstrafrecht nur z'vei, im Bagatellrecht 

jedoch drei Instanzen zu haben. Dazu kommt noch, daß gerade in den sc1n<1er­

sten Fällen des Kriminalstrafrechtes, in denen der OGH die zHeite Instanz 

bildet, eine ao. dritte Instanz (NichtigkeitsbeschV7erde zur Hahrung des 

Gesetzes) nicht in Betracht k017lt:Jt, Vlogegen im Bereich des Ven<1altungs­

rechtes zumeist noch der Weg zum V,.cH (uU auch zum VfGIl) offensteht • 

Andererseits ist nicht zu übersehen, daß die Einrichtung der Verwaltungs­

senate als dritte Instanz vermutlich einen wesentlich geringeren Personal­

aufwand erfordern dürfte. Sollte diese Vermutung zutreffen, würde sich der 

ÖAHTC dieser Lösung nicht verschließen. 

2. Anualtsz,,,ang: 

Entscheiden die Senate in zweiter Instanz, lehnen T,Tir Anwaltszwang ent­

schieden ab, da dadurch die bisherige Rechtsschutzsituation des Bürgers 

entscheidend verschlechtert würde. 

Werden aber die Senate in dritter Instanz tätig, dann könnte ein relativer 

.l\m"altsz\vang ins !mge gefaßt '<:verden; ein absoluter nur dann, v,enn zugleich 

eine (pauschalierte) Kostenersatzpflicht bei erfolgreicher Berufung ein­

geführt wird. In heiden Fällen müßten jedoch großzügige .l\usnahrnen vorge­

sehen werden (Selbstvertretungsrecht durch Rechtskundige; Vertretungsrecht 

durch Kammern und sonstige Interessenvertretun.~en). 
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3. Ablehnungsrecht des Venvaltungsgerichtshofes: 

Der mit S 5.000,-- vorgesehene Betrag der Geldstrafe erscheint zu hoch: 

abgesehen von "Alkohol"-Strafen liegen die meisten Geldstrafen deutlich 

unter diesem \·]ert. Vorgeschlagen wird daher ein Betrag in der Höhe von 

S 2.000,-- (w~rde auch mit dem vorgesehenen Höchstbetrag der Computerstraf­

verfiigung ~bereinstirnmen). 

Unabhängig davon ist die betragsmäßige Grenze f~r die Zuständigkeitsab­

grenzung z~vischen der "Kammer" und dem "Einzelrichter" zu sehen: hier 

halten wir S 5.000,-- f~r zutreffend. Solcherart ,~rde in der ~berwiegenden 

Zahl der Fälle der "Einzelrichter" zuständig sein, weshalb mit einer ~vesent­

lichen Entlastung der Venvaltungssenate gerechnet werden kann. 

4. Geldstrafemvidmung: 

Grundsätzlich sollten Geldstrafen Zwecken der Verkehrssicherheit dienen, 

aber auch zur Finanzierung zusätzlicher Straßenaufsichtsorgane venlendet 

werden (Ansatzpunkte enthält bereits § 100 Abs. 7 StVO, der allerdings wohl 

novelliert 'verden m~ßte). 

B) Zu den einzelnen Bestimmungen: 

Der 6N1TC schließt sich der ausf~hrlichen und ~berzeugenden Stellungnahme 

der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Wien an. Dies gilt 

insbesondere f~r folgende, uns besonders wichtig erscheinende Gesichts­

punkte: 

a) das Kumulationsprinzip muß - außer bei Computerstrafverf~gungen - voll­

ständig abgeschafft und ausschließlich durch das Absorptionsprinzip er­

setzt uerden; 

b) unverzichtbar bleibt eine dem § 51 Abs 5 VStG entsprechende Regelung, 

wonach der durch Berufung angefochtene Bescheid als aufgehoben gilt, 

wenn eine Berufungsentscheidung nicht innerhalb eines Jahres erlassen 

Hird. Da nach Art 132 B-VG Säumnisbeschwerde an den Venlaltungsgerichts­

hof ausgeschlossen ist, entst~nde ein wesentliches Rechtsschutzdefizit; 

27/SN-202/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 7

www.parlament.gv.at



- 3 -

c) zwischen den EB (S 57), wonach der Verwaltungssenat auch bei begr~ndungs­

losen Berufungen den Strafbescheid nach jeder Richtung zu überpr~fen 

hat, und der vorgesehenen Bestimmung des § 51 f, derzufolge eine Be­

streitung des Sachverhaltes notwendig erscheint, um eine Überpr~fung 

herbeizuf~hren, besteht ein Widerspruch. Dem Senat müßte stets eine voll­

ständige Überprüfungskompetenz zukommen. 

Zusätzlich sei noch bemerkt, daß die in § 67b AVe vorgesehene Beschwerde­

frist von zwei Wochen im Hinblick auf die oft mangels Vorhandenseins einer 

Ver,qaltungsakte notwendigen und manchmal umfangreichen Ermittlungen durch 

den Rechtsfreund viel zu kurz ist. Es ist auch kein sachlicher Grund er­

kennbar, die bisherige sechswöchige Frist zur Anrufung der Gerichtshöfe des 

öffentlichen Rechts nunmehr auf zvlei ~-Jochen einzuengen. 

C) Zusätzliche Novellierungsvorschläge: 

Gerade im Bereich des Verkehrsstrafrechtes ist der derzeitige Zustand ex­

trem unbefriedigend, ~qonach die meisten von einem Exekutivoq~an ~.}'ahr?;e­

nommenen Delikte folgende Konsequenzen alternativ nach sich ziehen können: 

a) Ermahnung 

b) Organstrafverfügung (bis S 500,--) 

c) Anonymverfügung (bis S 1.000,--) 

d) Computerstrafverfügung (bis S 2.000,--) 

e) IInormale" Strafverf~gung (bis S 3.000,-- bzvl. bis S 4.500,--) 

f) Straferkenntnis 

Gegen die Computerstrafverfügung ist aus verfassungsrechtlicher Sicht nach 

wie vor einzU'tqenden, daß § 47 Abs 2 VStG in verfassungs T'lidriger t-leise keine 

Determinanten darüber enth~lt, welche Delikte mit Computerstrafverf~gung 

sanktioniert Herden können, sondern dies ausschließlich dem VerordnunlYsD"e-
.:> u 

her ~berlassen bleibt. 

Bei der Anonymverfügung zeigt sich, daß die mittlerw~ile in rien einzelnen 

ßundesländern erlassenen Verordnungen· zum Teil sehr unterschiedliche Straf-
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sätze vorsehen und daß auch die Tatbestände der solcherart strafbaren Hand­

lungen alles andere als übereinstimmen. 

Eine rechtsanspruchsmäßige Abgrenzung erscheint jedenfalls notwendig - vor 

allem bei und zwischen Organstrafverfügung und Anonymverfügung. 

Nach Rücksprache mit dem Vorsitzenden des ÖAHTC-Verkehrsausschusses, 

Herrn Univ.Prof DDr. Robert WALTER, wird diesbezüglich folgende Ergänzung des 

Entwurfes vorge~chlagen: 

1) In § 49a Abs 2 tritt im ersten Satz des Abs 1 an Stelle des \vortes "kann" 

das Wort "hat". 

Begründung: Die Determinanten, weshalb es zu einer Anonymverfügung kommen 

soll, sind im § 49a Abs 2 vollständig enthalten. Für Heitere Ermessens­

determinanten ist kein Raum. Somit ist es sinnlos, durch die VerHendung des 

Wortes "kann" den Anschein der Einräumung von Ermessen zu en-7ecken, ob,-7ohl 

bei richtigem Verständnis - insbesondere des § ll9a Abs 2 Z 2 - ein Spiel­

raum nicht mehr geßeben sein kann. 

2) De::n § 49a Abs 7 ist folgender Satz anzufügen: "In ~-7eiteren Verfahren darf 

keine höhere Strafe verhängt uerden, als nach § 49a festgesetzt." 

Begründung: Da durch die Am-7endung des Hittels der Anonymverfügung bereits 

feststeht, daß "sowohl das Ausmaß der mit der Tat verbundenen Schädigung 

oder Gefährdung derjenigen Interessen, deren Schutz die Strafdrohung dient, 

als auch die nachteiligen Folgen, welche die Tat sonst nach sich gezogen 

hat, keine Bedachtnahme auf die Person des Täters erfordern", kann auch die 

spätere Ermittlung des Täters keine höhere Bestrafung zulassen. Eine andere 

Auffassung legt die l~inung nahe, daß die höhere Strafe ihren Grund nur da­

rin hat, daß die Erledigung nicht in der einfacheren Form der Anonynverfü­

gung gelungen ist. Ganz abgesehen davon, daß dies eine höhere Bestrafung 

nicht rechtfertißt, kann es auch durchaus sein, daß der Täter darauf, daß 

die Anonymverfügung bezahlt Hird, keinerlei Einfluß haben kann. 
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3) Dem § 50 Abs 1 ist folgender Satz anzufügen: IIHit Organstrafverfügung ist 

vorzugehen, wenn das Verhalten, das die Verwaltungsübertretung bildet, 

keinen höheren Unrechtsgehalt aufweist, als die üblicherweise gesetzten 

Übertretungen der verletzten Verwaltungsvorschrift." 

Begründung: Es ist offensichtlich der Sinn von Organstrafverfügungen, die 

für bestimmte Verwaltungsübertretungen vorgesehen ,,,,erden, daß sie dann 

eingesetzt ,,,,erden, vlenn nicht besondere Umstände oder die Heigerung des 

Täters eine Anzeige erfordern. 

Insbesondere erscheint es unvertretbar anzunehmen, daß das Organ zHischen 

der Verhängung der Organstrafverfügung und der Anzeige völlig frei ,,,,ählen 

kann. Dies wiirde zur Annahme einer im Gesetz vorgesehenen verfassungs­

,,,,idrigen "Vlillkür" führen. Es muß daher angenommen 'ilerden, daß die Be­

strafung der "Normalfälle ll mit Strafverfügung geahndet vlerden soll. Dies 

sollte aber auch im Gesetz deutlich zu:n Ausdruck gebracht ~·7erden. 

4) Dem § 50 Abs 6 ist folgender Satz anzufügen: "Im weiteren Verfahren darf 

keine höhere Strafe verhängt 'oJ'erden, als der mit der Orr>,anstrafverfügung 

einzuhebende Höchstbetrag." 

Begrünclun:.:;: Hurde richtigen7eise mit Organstrafverfügung vorgegangen, so 

handelt es sich bei der begangenen Ven,mltunßsübertretung offenbar um eine 

solche, für deren Ahndung der festgelegte Betrag ausreicht. Dies kann sich 

nicht dadurch ändern, daß sich jemand weigert, die Strafverfügung zu 

bezahlen. 

Im übrigen wird auf die Begründung zu Z 2 verwiesen. 

Ein Heiterer zusätzlicher NovellierungsmInsch des ÖAHTC betrifft den Berufungs­

verzicht: im Interesse eines verbesserten Rechtsschutzes sollte dem Beschuldig­

ten die Höglichkeit eingeräumt "lerden, einen nach Verkündung des Straf erkennt­

nisses abgegebenen ßerufungsverzicht binnen drei Tagen widerrufen zu können 

(analog zu § 145 Abs 3 FinanzstrafG). Heiters sollte der Beschuldigte das 

27/SN-202/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 7

www.parlament.gv.at



- 6 -

Recht haben, eine Ausfertigung (Ablichtung) des im Falle seines Geständnisses 

anzulegenden Aktenvermerkes zu erhalten, zumindest innerhalb von drei Tagen zu 

verlangen. Da ja diesfalls von der Niederschrift unter Ven1endung des Formu­

lars 26 gern § 44 Abs 3 lit b VStG abgesehen ~'1erden kann, '-lissen viele Beschul­

digte gar nicht, daß sie nicht verpflichtet sind, im Anschluß an die Bescheid­

verkündung eine Erklärung betr. Berufung (bzw. Verzicht) abzugeben. Gelegent­

lich wird auch auf eine Berufung nur deshalb verzichtet, weil der Beschuldigte 

glaubt, andernfalls die Verhängung einer strengeren Strafe zu riskieren. 

\Vien, im Hai 1989 

Hag. So/hu 

. 
• 

27/SN-202/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 7 von 7

www.parlament.gv.at




